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BETREFF  Einkommensteuerrechtliche Behandlung von Vorsorgeaufwendungen und 

Altersbezügen; 
  Änderungen durch das Altersvorsorge-Verbesserungsgesetz 

   BEZUG  BMF-Schreiben vom 19. August 2013 (BStBl I S. 1087) 
   GZ  IV C 3 - S 2221/12/10010 :003 

DOK  2013/1146023 

  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder wird das BMF-Schreiben vom 
19. August 2013 (BStBl I S. 1087) wie folgt geändert: 
 
Die Rz. 8 bis 44 werden ab dem 1. Januar 2014 und die Rz. 204 wird wie folgt gefasst: 
 

„8 Eine Basisrente i. S. d. § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b EStG i. V. mit dem 
Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetz - AltZertG - liegt vor, wenn es sich um 
einen Vertrag  
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Seite 2  • zum Aufbau einer eigenen kapitalgedeckten Altersversorgung (Basisrente-

Alter), ggf. ergänzt um eine Absicherung des Eintritts der verminderten 
Erwerbsfähigkeit, der Berufsunfähigkeit oder von Hinterbliebenen oder  

• zur Absicherung gegen den Eintritt der verminderten Erwerbsfähigkeit 
im Versicherungsfall (Basisrente-Erwerbsminderung), ggf. verbunden mit 
einer Absicherung gegen den Eintritt der Berufsunfähigkeit 

handelt. 
 

9 Beiträge i. S. d. § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b EStG liegen nur vor, wenn 
es sich um eigene Beiträge des Versicherten handelt. Es muss also Personenidentität zwi-
schen dem Beitragszahler, der versicherten Person und dem Leistungsempfänger bestehen 
(bei Ehegatten siehe R 10.1 EStR 2012 - dies gilt für Lebenspartner entsprechend). Der 
Anbieter kann davon ausgehen, dass die zugunsten des Vertrags geleisteten Beiträge der Per-
son zuzurechnen sind, die einen vertraglichen Anspruch auf die Leistung hat. Ihn trifft keine 
Verpflichtung zur Feststellung der Mittelherkunft. Im Fall einer ergänzenden Hinterbliebe-
nenabsicherung im Rahmen der Basisrente-Alter ist insoweit ein abweichender Leistungs-
empfänger zulässig. 

 
10 Der Vertrag darf nur die Zahlung einer monatlichen, gleich bleibenden oder steigenden, 

lebenslangen Leibrente vorsehen. 
 

11 Ein Auszahlungsplan erfüllt dieses Kriterium nicht. Bei einem Auszahlungsplan wird nur ein 
bestimmtes Kapital über eine gewisse Laufzeit verteilt. Nach Laufzeitende ist das Kapital 
aufgebraucht, so dass die Zahlungen dann enden. Insoweit ist eine lebenslange Auszahlung 
nicht gewährleistet. Eine andere Wertung ergibt sich auch nicht durch eine Kombination eines 
Auszahlungsplans mit einer sich anschließenden Teilkapitalverrentung. Begrifflich ist die 
„Teilverrentung“ zwar eine Leibrente, allerdings wird der Auszahlungsplan durch die Ver-
knüpfung mit einer Rente nicht selbst zu einer Leibrente. 
 

12 Ein planmäßiges Sinken der Rentenhöhe ist nicht zulässig. Geringfügige Schwankungen in 
der Rentenhöhe, sofern diese Schwankungen auf in einzelnen Jahren unterschiedlich hohen 
Überschussanteilen während der Rentenzahlung beruhen, die für die ab Leistungsbeginn 
garantierten Rentenleistungen gewährt werden, sind unschädlich. Das heißt z. B., bei der 
Basisrente-Alter darf der auf Basis des zu Beginn der Auszahlungsphase garantierten Kapi-
tals zuzüglich der unwiderruflich zugeteilten Überschüsse zu errechnende Rentenbetrag wäh-
rend der gesamten Auszahlungsphase nicht unterschritten werden. Ein Anlageprodukt, bei 
welchem dem Anleger lediglich eine Rente zugesichert wird, die unter diesen Rentenbetrag 
sinken kann, erfüllt demnach nicht die an eine Leibrente i. S. d. § 10 Absatz 1 Nummer 2 
Satz 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa EStG zu stellenden steuerlichen Voraussetzungen. 
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13 Eine Auszahlung durch die regelmäßige Gutschrift einer gleich bleibenden oder steigenden 
Anzahl von Investmentanteilen sowie die Auszahlung von regelmäßigen Raten im Rahmen 
eines Auszahlungsplans sind keine lebenslange Leibrente i. S. d. § 10 Absatz 1 Nummer 2 
Satz 1 Buchstabe b EStG. 

 
14 Damit sichergestellt ist, dass die Voraussetzungen für eine Leibrente i. S. d. § 10 Absatz 1 

Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa EStG vorliegen, insbesondere dass die 
Rente während ihrer Laufzeit nicht sinken kann, muss der Vertrag die Verpflichtung des 
Anbieters enthalten, vor Rentenbeginn die Leibrente auf Grundlage einer anerkannten Ster-
betafel zu berechnen und dabei den während der Laufzeit der Rente geltenden Zinsfaktor fest-
zulegen. 

 
15 In der vertraglichen Vereinbarung muss geregelt sein, dass die Ansprüche aus dem Vertrag 

gem. § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b Satz 2 EStG folgende weitere Voraus-
setzungen erfüllen: 

  
16 - Nichtvererblichkeit: 

Es darf nach den Vertragsbedingungen nicht zu einer Auszahlung an die Erben kommen; im 
Todesfall kommt das vorhandene Vermögen der Versichertengemeinschaft bzw. der Gemein-
schaft der verbleibenden Vorsorgesparer zugute. Die Nichtvererblichkeit wird z. B. nicht aus-
geschlossen durch gesetzlich zugelassene Hinterbliebenenleistungen im Rahmen der ergän-
zenden Hinterbliebenenabsicherung (Rz. 26 ff.) bei der Basisrente-Alter und durch Renten-
zahlungen für die Zeit bis zum Ablauf des Todesmonats an die Erben. 
 
Eine Rentengarantiezeit - also die Vereinbarung, dass die Rente unabhängig vom Tod der ver-
sicherten Person mindestens bis zum Ablauf einer vereinbarten Garantiezeit gezahlt wird - 
widerspricht der im EStG geforderten Nichtvererblichkeit. 
 
Im Rahmen von Fondsprodukten (Publikumsfonds) kann die Nichtvererblichkeit bei der 
Basisrente-Alter dadurch sichergestellt werden, dass keine erbrechtlich relevanten Vermö-
genswerte aufgrund des Basisrentenvertrags beim Steuerpflichtigen vorhanden sind. Diese 
Voraussetzung kann entweder über eine auflösend bedingte Ausgestaltung des schuldrechtli-
chen Leistungsanspruchs („Treuhandlösung“) oder im Wege spezieller Sondervermögen 
erfüllt werden, deren Vertragsbedingungen vorsehen, dass im Falle des Todes des Anlegers 
dessen Anteile zugunsten des Sondervermögens eingezogen werden („Fondslösung“). Ebenso 
kann diese Voraussetzung durch eine vertragliche Vereinbarung zwischen dem Anbieter und 
dem Steuerpflichtigen erfüllt werden, nach der im Falle des Todes des Steuerpflichtigen der 
Gegenwert seiner Fondsanteile der Sparergemeinschaft zugutekommt („vertragliche 
Lösung“). 
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Für die bei einem fondsbasierten Basis-/Rürup-Rentenprodukt im Rahmen der „vertraglichen 
Lösung“ anfallenden „Sterblichkeitsgewinne“ sowie für den Einzug der Anteile am Sonder-
vermögen und die anschließende Verteilung bei der „Treuhandlösung“ fällt mit Blick auf die 
persönlichen Freibeträge der Erwerber keine Erbschaftsteuer an. 
 

17 - Nichtübertragbarkeit: 
Der Vertrag darf keine Übertragung der Ansprüche des Leistungsempfängers auf eine andere 
Person vorsehen z. B. im Wege der Schenkung; die Pfändbarkeit nach den Vorschriften der 
Zivilprozessordnung (ZPO) steht dem nicht entgegen. Der Vertrag darf zulassen, dass die 
Ansprüche des Leistungsempfängers aus dem Vertrag unmittelbar auf einen nach § 5a 
AltZertG zertifizierten Vertrag (vgl. Rz. 23) des Leistungsempfängers auch bei einem anderen 
Unternehmen übertragen werden. Dabei ist lediglich die Übertragung innerhalb der jewei-
ligen Produktgruppe (Basisrente-Alter oder Basisrente-Erwerbsminderung) zulässig. 
Dieser Vorgang ist steuerfrei nach § 3 Nummer 55d EStG. Das übertragene Vermögen ist 
nicht als Beitrag nach § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b EStG zu berücksichtigen. 
Die Übertragung von Anrechten aus einem Basisrentenvertrag i. S. d. § 10 Absatz 1 
Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa EStG zur Regelung von Scheidungs-
folgen nach dem Versorgungsausgleichsgesetz - VersAusglG - vom 3. April 2009 (BGBl. I 
S. 700), insbesondere im Rahmen einer internen (§ 10 VersAusglG) oder externen Teilung 
(§ 14 VersAusglG), ist unschädlich. 
 

18 - Nichtbeleihbarkeit: 
Es muss vertraglich ausgeschlossen sein, dass die Ansprüche z. B. sicherungshalber abgetre-
ten oder verpfändet werden können. 
 

19 - Nichtveräußerbarkeit: 
Der Vertrag muss so gestaltet sein, dass die Ansprüche nicht an einen Dritten veräußert wer-
den können. 
 

20 - Nichtkapitalisierbarkeit: 
Es darf vertraglich kein Recht auf Kapitalisierung des Rentenanspruchs vorgesehen sein mit 
Ausnahme der Abfindung einer Kleinbetragsrente in Anlehnung an § 93 Absatz 3 Satz 2 und 
3 EStG. Die Abfindungsmöglichkeit besteht bei einer Altersrente i. S. d. § 10 Absatz 1 
Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa EStG erst mit dem Beginn der Aus-
zahlungsphase, frühestens mit Vollendung des 62. Lebensjahres des Leistungsempfängers 
(bei vor dem 1. Januar 2012 abgeschlossenen Verträgen ist grundsätzlich die Vollendung des 
60. Lebensjahres maßgebend, vgl. Rz. 24). Bei Renten aus einem Basisrentenvertrag (Basis-
rente-Alter oder Basisrente-Erwerbsminderung) wegen Berufsunfähigkeit, verminderter 
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Versicherungsfall möglich. 
 
21 Zu den nach § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b EStG begünstigten Beiträgen 

können auch Beiträge an Pensionsfonds, Pensionskassen und Direktversicherungen gehören, 
die im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung erbracht werden (rein arbeitgeberfinan-
zierte und durch Entgeltumwandlung finanzierte Beiträge sowie Eigenbeiträge), sofern es sich 
um Beiträge zu einem entsprechend zertifizierten Vertrag handelt (vgl. Rz. 23). Nicht zu 
berücksichtigen sind steuerfreie Beiträge, pauschal besteuerte Beiträge und Beiträge, die auf-
grund einer Altzusage geleistet werden (vgl. Rz. 349 ff., 374 und 376 des BMF-Schreibens 
vom 24. Juli 2013, BStBl I S. 1022). 

 
22 Werden Beiträge zugunsten von Vorsorgeverträgen geleistet, die u. a. folgende Möglichkeiten 

vorsehen, liegen keine Beiträge i. S. d. § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b EStG 
vor: 
- Kapitalwahlrecht, 
- Anspruch bzw. Optionsrecht auf (Teil-)Auszahlung nach Eintritt des Versorgungsfalls, 
- Zahlung eines Sterbegeldes, 
- Abfindung einer Rente - Abfindungsansprüche und Beitragsrückerstattungen im Fall 

einer Kündigung des Vertrags; dies gilt nicht für gesetzliche Abfindungsansprüche 
(z. B. § 3 Betriebsrentengesetz - BetrAVG) oder die Abfindung einer Kleinbetragsrente 
(vgl. Rz. 20). 

 
23 Für die Berücksichtigung von Beiträgen i. S. d. § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buch-

stabe b EStG als Sonderausgaben ist u. a. Voraussetzung, dass 
– die Beiträge zugunsten eines Vertrags geleistet wurden, der nach § 5a AltZertG zertifiziert 

ist (Grundlagenbescheid i. S. d. § 171 Absatz 10 AO), und 
– der Steuerpflichtige gegenüber dem Anbieter in die Datenübermittlung nach § 10 

Absatz 2a EStG eingewilligt hat (vgl. Rz. 145 ff.). 
 
bb) Beiträge i. S. d. § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 

EStG (Basisrente-Alter) 
(1) Allgemeines 
 

24 Die Beiträge zur Basisrente-Alter können als Sonderausgaben berücksichtigt werden, wenn 
die Laufzeit des Vertrags nach dem 31. Dezember 2004 beginnt (zu Versicherungsverträgen 
mit einem Beginn der Laufzeit und mindestens einer Beitragsleistung vor dem 1. Januar 2005 
vgl. Rz. 96) und der Vertrag eine Leibrente vorsieht, die nicht vor Vollendung des 
62. Lebensjahres des Steuerpflichtigen beginnt (bei vor dem 1. Januar 2012 abgeschlossenen 
Verträgen ist regelmäßig die Vollendung des 60. Lebensjahres maßgebend). 
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25 Für den Abzug von Beiträgen nach § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe aa EStG ist außerdem seit dem VZ 2010 Voraussetzung, dass der Ver-
trag zertifiziert ist (vgl. Rz. 23). Es reicht für die Berücksichtigung sämtlicher im VZ 2010 
und 2011 geleisteter Beiträge i. S. d. § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b Doppel-
buchstabe aa EStG aus, wenn für den Mustervertrag bis zum 31. Dezember 2010 ein Antrag 
auf Zertifizierung bei der Zertifizierungsstelle eingegangen ist, das Muster daraufhin zertifi-
ziert und der Basisrentenvertrag - falls erforderlich - bis zum 31. Dezember 2011 auf das zer-
tifizierte Muster umgestellt worden ist.  

 
(2) Ergänzende Absicherung von Berufsunfähigkeit, verminderter Erwerbsfähigkeit 

und Hinterbliebenen  
 
26 Zusätzlich können bei der Basisrente-Alter ergänzend der Eintritt der Berufsunfähigkeit, 

der verminderten Erwerbsfähigkeit oder auch Hinterbliebene abgesichert werden, wenn die 
Zahlung einer Rente vorgesehen ist. Eine zeitliche Befristung einer Berufsunfähigkeits- oder 
Erwerbsminderungsrente ist ausschließlich im Hinblick auf die entfallende Versorgungsbe-
dürftigkeit (Verbesserung der Gesundheitssituation oder Erreichen der Altersgrenze für den 
Bezug der Altersrente aus dem entsprechenden Vertrag) nicht zu beanstanden. Ebenso ist es 
unschädlich, wenn der Vertrag bei Eintritt der Berufsunfähigkeit oder der verminderten 
Erwerbsfähigkeit anstelle oder ergänzend zu einer Rentenzahlung eine Beitragsfreistellung 
vorsieht. 

 
27 Die ergänzende Absicherung des Eintritts der Berufsunfähigkeit, der verminderten Erwerbs-

fähigkeit und von Hinterbliebenen ist nur dann unschädlich, wenn mehr als 50 % der Beiträge 
auf die eigene Altersversorgung des Steuerpflichtigen entfallen. Für das Verhältnis der Bei-
tragsanteile zueinander ist regelmäßig auf den konkret vom Steuerpflichtigen zu zahlenden 
(Gesamt-)Beitrag abzustellen. Dabei dürfen die Überschussanteile aus den entsprechenden 
Risiken die darauf entfallenden Beiträge mindern. 

 
28 Sieht der Basisrentenvertrag vor, dass der Steuerpflichtige bei Eintritt der Berufsunfähigkeit 

oder einer verminderten Erwerbsfähigkeit von der Verpflichtung zur Beitragszahlung für die-
sen Vertrag - vollständig oder teilweise - freigestellt wird, sind die insoweit auf die Absiche-
rung dieses Risikos entfallenden Beitragsanteile der Altersvorsorge zuzuordnen. Das gilt 
jedoch nur, wenn sie der Finanzierung der vertraglich vereinbarten lebenslangen Leibrente 
i. S. d. § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa EStG dienen und 
aus diesen Beitragsanteilen keine Leistungen wegen Berufsunfähigkeit oder verminderter 
Erwerbsfähigkeit gezahlt werden, d. h., es wird lediglich der Anspruch auf eine Altersversor-
gung weiter aufgebaut. Eine Zuordnung zur Altersvorsorge kann jedoch nicht vorgenommen 
werden, wenn der Steuerpflichtige vertragsgemäß wählen kann, ob er eine Rente wegen 
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Anspruch nimmt. 
 
29 Sieht der Basisrentenvertrag vor, dass der Steuerpflichtige eine Altersrente und nach seinem 

Tode der überlebende Ehegatte oder Lebenspartner seinerseits eine lebenslange gleichblei-
bende oder steigende Leibrente i. S. d. § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b Doppel-
buchstabe aa EStG (insbesondere nicht vor Vollendung seines 62. bzw. 60. Lebensjahres für 
Verträge, die vor dem 1. Januar 2012 abgeschlossen wurden) erhält, handelt es sich nicht um 
eine ergänzende Hinterbliebenenabsicherung, sondern insgesamt um eine Altersvorsorge. Der 
Beitrag ist in diesen Fällen in vollem Umfang der Altersvorsorge zuzurechnen. Erfüllt dage-
gen die zugesagte Rente für den hinterbliebenen Ehegatten oder Lebenspartner nicht die 
Voraussetzungen des § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 
EStG (insbesondere im Hinblick auf das Mindestalter für den Beginn der Rentenzahlung), 
liegt eine ergänzende Hinterbliebenenabsicherung vor. Die Beitragsanteile, die nach versiche-
rungsmathematischen Grundsätzen auf das Risiko der Rentenzahlung an den hinterbliebenen 
Ehegatten oder Lebenspartner entfallen, sind daher der ergänzenden Hinterbliebenenabsiche-
rung zuzuordnen. 
 

30 Wird die Hinterbliebenenversorgung ausschließlich aus dem bei Tod des Steuerpflichtigen 
vorhandenen Altersvorsorge-(Rest)kapitals finanziert, handelt es sich bei der Hinterbliebenen-
absicherung nicht um eine Risikoabsicherung und der Beitrag ist insoweit der Altersvorsorge 
zuzurechnen. Das gilt auch, wenn der Steuerpflichtige eine entsprechend gestaltete Absiche-
rung des Ehegatten oder Lebenspartner als besondere Komponente im Rahmen seines (ein-
heitlichen) Basisrentenvertrags hinzu- oder später wieder abwählen kann (z. B. bei Scheidung, 
Wiederheirat etc.). 

 
31 Sowohl die Altersversorgung als auch die ergänzenden Absicherungen müssen in einem 

einheitlichen Vertrag geregelt sein. Andernfalls handelt es sich nicht um ergänzende Absiche-
rungen zu einem Basisrentenvertrag, sondern um eigenständige Versicherungen. In diesem 
Fall sind die Aufwendungen hierfür unter den Voraussetzungen des § 10 Absatz 1 Num-
mer 3a EStG als sonstige Vorsorgeaufwendungen zu berücksichtigen (Rz. 95 ff.). Erfüllt die 
Absicherung der verminderten Erwerbsfähigkeit in diesen Fällen die Voraussetzungen 
des § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb EStG, ist bei 
Vorliegen der übrigen Voraussetzungen auch ein Abzug der Aufwendungen nach § 10 
Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b EStG möglich. 

 
32 Bei einem Basisrentenvertrag auf Grundlage von Investmentfonds kann der Einschluss einer 

ergänzenden Absicherung des Eintritts der Berufsunfähigkeit, der verminderten Erwerbsfähig-
keit oder einer zusätzlichen Hinterbliebenenrente im Wege eines einheitlichen Vertrags 
zugunsten Dritter gem. §§ 328 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuchs - BGB - erfolgen. Hierbei ist 
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cherte Person ist und den eigentlichen (Renten-)Anspruch gegen das entsprechende Versiche-
rungsunternehmen erhält. Dies wird im Fall der Vereinbarung einer Berufsunfähigkeits- bzw. 
Erwerbsunfähigkeitsrente in den Vertragsbedingungen durch Abtretung des Bezugsrechts an 
den Steuerpflichtigen ermöglicht. Im Falle der Vereinbarung einer zusätzlichen Hinterbliebe-
nenrente erfolgt die Abtretung des Bezugsrechts an den privilegierten Hinterbliebenen. Die 
Kapitalanlagegesellschaft leitet die Beiträge des Steuerpflichtigen, soweit sie für die ergän-
zende Absicherung bestimmt sind, an den Versicherer weiter. 

 
33 Zu den Hinterbliebenen, die zusätzlich abgesichert werden können, gehören nur der Ehegatte 

oder der Lebenspartner des Steuerpflichtigen und Kinder i. S. d. § 32 EStG. Der Anspruch auf 
Waisenrente ist dabei auf den Zeitraum zu begrenzen, in dem das Kind die Voraussetzungen 
des § 32 EStG erfüllt. Es ist nicht zu beanstanden, wenn die Waisenrente auch für den Zeit-
raum gezahlt wird, in dem das Kind nur die Voraussetzungen nach § 32 Absatz 4 Satz 1 EStG 
erfüllt. Für die vor dem 1. Januar 2007 abgeschlossenen Verträge gilt für das Vorliegen einer 
begünstigten Hinterbliebenenversorgung die Altersgrenze des § 32 EStG in der bis zum 
31. Dezember 2006 geltenden Fassung (§ 52 Absatz 40 Satz 7 EStG). In diesen Fällen können 
z. B. Kinder in Berufsausbildung in der Regel bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres 
berücksichtigt werden. 

 
cc) Beiträge i. S. d. § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buchstabe b Doppel-

buchstabe bb EStG i. V. mit § 2 Absatz 1a AltZertG (Basisrente-
Erwerbsminderung) 

 
34 Beiträge zur Basisrente-Erwerbsminderung können als Sonderausgaben abgezogen 

werden, wenn diese auf einen nach § 5a AltZertG zertifizierten Vertrag eingezahlt wer-
den (vgl. Rz. 23). Zertifizierungen können auf Antrag des Anbieters erstmalig mit Wir-
kung zum 1. Januar 2014 erteilt werden. Demnach sind Beiträge zu Basisrentenverträ-
gen-Erwerbsminderung grundsätzlich ab dem VZ 2014 abziehbar.  

 
35 Ein Basisrentenvertrag-Erwerbsminderung muss nach § 2 Absatz 1a Num-

mer 1 AltZertG zwingend eine Absicherung gegen den Eintritt der teilweisen oder vollen 
Erwerbsminderung vorsehen. Eine Erwerbsminderung liegt vor, wenn der Versiche-
rungsnehmer voraussichtlich für mindestens zwölf Monate aufgrund von Krankheit, 
Körperverletzung oder Behinderung nicht in der Lage ist, unter den üblichen Bedin-
gungen des allgemeinen Arbeitsmarktes voll erwerbstätig zu sein. Dabei ist von einer 
teilweisen Erwerbsminderung auszugehen, wenn der Versicherungsnehmer nicht 
imstande ist, mindestens sechs Stunden täglich erwerbstätig zu sein. Eine volle Erwerbs-
minderung liegt dagegen vor, wenn er hierzu nicht mindestens drei Stunden täglich in 
der Lage ist. Für die Beurteilung, ob eine Beschäftigung unter den üblichen Bedingun-
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auf die gesundheitlichen Einschränkungen des Versicherten an. Die allgemeine Arbeits-
marktlage ist nicht zu beachten. 

 
36 Neben der Absicherung gegen den Eintritt der verminderten Erwerbsfähigkeit darf ein 

Basisrentenvertrag-Erwerbsminderung nach § 10 Absatz 1 Nummer 2 Satz 1 Buch-
stabe b Doppelbuchstabe bb EStG zusätzlich auch die Absicherung gegen den Eintritt 
der Berufsunfähigkeit enthalten. Es handelt sich in diesen Fällen weiterhin um einen 
einheitlichen Vertrag. Die verschiedenen Vertragskomponenten können versicherungs-
rechtlich sowohl der Haupt- als auch der Zusatzversicherung zugeordnet werden. Tritt 
der Versicherungsfall (Erwerbsminderung oder ggf. Berufsunfähigkeit) bis zur Vollend-
ung des 67. Lebensjahres ein, hat der Anbieter eine lebenslange gleichbleibende oder 
steigende Leibrente vorzusehen.  

 
37 Eine zeitliche Befristung der Erwerbsminderungs- oder Berufsunfähigkeitsrente ist 

ausschließlich für den Fall nicht zu beanstanden, dass die Erwerbsminderung oder 
Berufsunfähigkeit bis zur Vollendung des 67. Lebensjahres weggefallen ist. Der Wegfall 
ist medizinisch zu begründen. Ein medizinisch begründeter Wegfall der Berufsunfähig-
keit kann - wenn dies vereinbart wurde - auch dann vorliegen, wenn der Versicherungs-
nehmer eine andere Tätigkeit ausübt oder ausüben kann, die zu übernehmen er auf-
grund seiner Ausbildung und Fähigkeiten in der Lage ist und die seiner bisherigen 
Lebensstellung entspricht. 

 
38 Sofern der Steuerpflichtige bei Eintritt des Versicherungsfalls das 55. Lebensjahr 

vollendet hat, darf die zugesagte Rente in ihrer Höhe vom Alter des Steuerpflichtigen 
bei Eintritt des Versicherungsfalls abhängig gemacht werden. Es muss allerdings auch 
bei Eintritt des Versicherungsfalls zwischen dem 55. und 67. Lebensjahr eine gleichblei-
bende oder steigende lebenslange Leibrente (> 0 Euro) gezahlt werden (vgl. aber Rz. 20).  

 
39 Hinsichtlich der Absicherung gegen den Eintritt der Berufsunfähigkeit sind die allge-

meinen versicherungsvertraglichen Grundsätze zu erfüllen. Hinsichtlich der Absiche-
rung gegen den Eintritt der verminderten Erwerbsfähigkeit müssen neben den allge-
meinen versicherungsvertraglichen Grundsätzen folgende Regelungen nach § 2 
Absatz 1a AltZertG im Vertrag vorgesehen werden: 

 
40 - Leistungsumfang: 

Sieht der Vertrag sowohl eine Absicherung des Eintritts der vollen als auch teilweisen 
Erwerbsminderung vor, hat der Anbieter bei Eintritt der teilweisen Erwerbsminde-
rung mindestens die Hälfte der versicherten Leistung zu gewähren.  
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41 - Leistungsbeginn: 

Die Leistung ist spätestens ab Beginn des Kalendermonats zu gewähren, der dem 
Kalendermonat folgt, in dem die teilweise oder volle Erwerbsminderung eingetreten 
ist. Dies gilt, wenn die Leistung bis zum Ende des 36. Kalendermonats nach Ablauf 
des Monats des Eintritts der teilweisen oder vollen Erwerbsminderung beantragt 
wird. Wird der Antrag zu einem späteren Zeitpunkt gestellt, hat der Anbieter spätes-
tens ab Beginn des Kalendermonats zu leisten, der 36 Monate vor dem Monat der 
Beantragung liegt, frühestens jedoch ab Vertragsbeginn. 

 
42 - Beitragsstundung: 

Die Beiträge (Beitragsanteile) zur Absicherung des Risikos „verminderte Erwerbsfä-
higkeit“ sind auf Antrag des Steuerpflichtigen ab dem Zeitpunkt der Rentenantrag-
stellung wegen teilweiser oder voller Erwerbsminderung bis zur endgültigen Ent-
scheidung über die Leistungspflicht zinslos und ohne andere Auflagen zu stunden. 

  
43 - Kündigungs- und Abänderungsverzicht:  

Verletzt der Steuerpflichtige (Vertragspartner) schuldlos seine Pflicht, ihm bekannte 
erhebliche Gefahrumstände anzuzeigen, die für den Versicherer hinsichtlich der Ent-
scheidung zum Abschluss des Vertrags entscheidend sein können, hat der Anbieter 
auf sein Kündigungsrecht nach § 19 Absatz 3 Satz 2 VVG und das Abänderungsrecht 
nach § 19 Absatz 4 VVG zu verzichten. 

 
44 - Begrenzung der medizinischen Mitwirkungspflicht des Steuerpflichtigen: 

Die Verpflichtung des Steuerpflichtigen zur medizinischen Mitwirkung muss nicht 
nur auf medizinisch indizierte, sondern auch auf zumutbare ärztliche Untersuchungs- 
und Behandlungsleistungen begrenzt sein. Dies gilt sowohl zur als auch nach der 
Feststellung der teilweisen oder vollen Erwerbsminderung. 
 
… 
 

204 Einmalige Leistungen (z. B. Kapitalauszahlungen, Sterbegeld, Abfindung von Kleinbetrags-
renten) unterliegen ebenfalls der Besteuerung nach § 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a 
Doppelbuchstabe aa EStG. Das gilt auch für Kapitalzahlungen, bei denen die erworbenen 
Anwartschaften auf Beiträgen beruhen, die vor dem 1. Januar 2005 erbracht worden sind. Es 
ist zu prüfen, ob unter Berücksichtigung der vom BFH aufgestellten Grundsätze (Urteile 
vom 23. Oktober 2013 - X R 33/10 und X R 3/12 -) § 34 Absatz 1 EStG Anwendung 
findet.“ 
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Im Auftrag 
 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet. 

 
 


